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Bewirtschaftung der Abfälle

Abfälle

Auch in der Bewirtschaftung der Abfälle gewinnt der Gedanke Anhänger, dass es
ökonomischer ist, diese gar nicht erst entstehen zu lassen, als sie nachträglich unter
Erzeugung von schädlichen Nebenwirkungen und mit beträchtlichem finanziellem
Aufwand zu beseitigen. Die Belastung der Verpackungsmaterialien mit einer
Sonderabgabe, wie dies NR Neukomm (sp, BE) anlässlich der Behandlung des
Umweltschutzgesetzes gefordert hatte, lehnte das Parlament allerdings mit 73:42
Stimmen ab. Nach Ansicht von Fachleuten sollte zumindest dafür gesorgt werden, dass
wiederverwendbare Materialien (Glas, Papier usw.) einerseits, und Stoffe, die beim
Verbrennungsprozess giftige Gase erzeugen andererseits, aus dem Haushaltkehricht
ausgesondert werden. Um den Anteil der wiederverwendbaren Stoffe im Kehricht
festzustellen, veranlasste das BUS eine Analyse. 1

BERICHT
DATUM: 08.12.1982
HANS HIRTER

Gerüchte über den Verbleib der Seveso-
Fässer

Abfälle

1976 hatte sich in der oberitalienischen Stadt Seveso ein Chemieunfall ereignet, bei
dem hochgiftiges Dioxin an die Umwelt gelangte. Als Muttergesellschaft der betroffenen
Icmesa AG war der Schweizer Chemiekonzern Hoffmann-La Roche verantwortlich für
die von schädlichen Abfällen verursachte Umweltkatastrophe. 1983 wurde die
Öffentlichkeit durch die Frage beunruhigt, wo die 41 Fässer mit 215 g Dioxin und rund
2.5 t verseuchter Erde aus Seveso verblieben seien. Zu Jahresanfang mehrten sich die
Hinweise, dass die ursprüngliche Version, das Material lagere in einer offiziellen
Giftdeponie Europas, nicht stimmte und der genaue Standort den Verantwortlichen
nicht bekannt war. Erschreckt durch diesen neuen Skandal tauchten in den Medien
einem Schwarzpeterspiel vergleichbar verschiedene Gerüchte über den Verbleib der
Seveso-Fässer auf. Mit dem Vorwurf des Vertrauensbruchs riefen verschiedene in- und
ausländische Organisationen zu Boykottmassnahmen gegen die Firma Hoffmann-La
Roche auf. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.06.1983
CLAUDE LONGCHAMP

Moralische Verantwortung der Schweiz für
die Übernahme der Zwischenlagerung der
Seveso-Fässer

Abfälle

Von verschiedener Seite wurde nach dieser Entdeckung die moralische Verantwortung
der Schweiz für die Übernahme der Zwischenlagerung betont. Die Basler
Chemieunternehmungen meldeten, die Verbrennung des Dioxins biete keine
grundsätzlichen Schwierigkeiten mehr. Der Bundesrat und die Basler Regierung gaben
hierauf die Einwilligung für die vorläufige Lagerung bei der Firma Hoffmann-La Roche.
Unter der Oberaufsicht des BUS begannen unverzüglich die Vorarbeiten für die
Entsorgung. Eine für Frühjahr 1984 angekündigte Vernichtung in Basel wurde jedoch
noch vor Jahresende abgesagt, da beim Verbrennungsofen der Ciba-Geigy
Kapazitätsprobleme auftauchten und die benötigten Bewilligungen der eingesetzten
Expertenkommissionen nicht vorlagen. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.11.1983
CLAUDE LONGCHAMP
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Nachlassendes Interesse der Öffentlichkeit
an Dioxin-Fässern aus dem Seveso-Unfall

Abfälle

Spürbar nachgelassen hat die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit gegenüber den
Dioxin-Fässern aus dem Seveso-Unfall, die in Basel gelagert wurden. Zwar wurde zu
Jahresbeginn ein Zeitplan erstellt, wonach im Anschluss an eine Testphase zwischen
Oktober und Dezember sämtliches Gift und die verwendeten Hilfsmittel verbrannt
werden sollten. Bald schon zeigte sich aber, dass die Annahmen bezüglich der Kapazität
und der Sicherheit des Verbrennungsofens nicht genügten, so dass 1984 noch keine
Bewilligung für die Vernichtung des gesamten Inhalts der 41 Seveso-Fässer erteilt
werden konnte. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.11.1984
CLAUDE LONGCHAMP

Sondermülldeponie in Kölliken(AG) wegen
Geruchsimmissionen und
Sickerwasserbelastung geschlossen

Abfälle

Nachdem Ende April die einzige öffentliche Sondermülldeponie in Kölliken(AG) wegen
Geruchsimmissionen und Sickerwasserbelastung geschlossen werden musste, wurde
das Problem der Sondermüllentsorgung akut. Eine gesamtschweizerische
Standortplanung für solche Deponien war versäumt worden. Angesichts des
Widerstandes betroffener Regionen, Sondermüll auf ihrem Gebiet zu lagern, wurde die
Erstellung spezieller Verbrennungsanlagen erwogen. Dass auch hochgiftiger Abfall
unweltgerecht entsorgt werden kann, zeigte das Beispiel des aus dem Chemieunfall im
italienischen Seveso stammenden Dioxins, welches – ohne mehr grosses Interesse zu
erregen – in einem Spezialofen der Basler Chemie verbrannt wurde. Einen Teilaspekt
der Abfallproblematik soll die Verordnung über den Verkehr mit gefährlichen Abfällen
(VVGA) regeln, für welche 1985 die Vernehmlassung abgeschlossen wurde. Auf
internationaler Ebene beschäftigte sich die OECD-Konferenz in Basel mit diesem
Problem; die 22 teilnehmenden Länder beschlossen, noch vor Ende 1987 Richtlinien zur
besseren Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs mit gefährlichen Abfällen zu
schaffen. 5

ANDERES
DATUM: 30.04.1985
KATRIN HOLENSTEIN

Europäische Umweltministerkonferenzen

Allgemeiner Umweltschutz

Le chef du DFI a pris part, à Prague, à la conférence internationale «Environnement
pour l'Europe» qui a réuni 30 ministres de l'environnement européens ainsi que des
représentants des Etats-Unis, du Canada et du Japon. Le but de cette rencontre était
d'envisager une politique globale et cohérente de protection de l'environnement au
niveau de l'Europe. Le président de la Confédération a demandé une aide importante
de la part des nations occidentales en faveur des pays de l'Est, afin de lutter contre la
situation écologique désastreuse qu'ils connaissent. 6

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 24.06.1991
SERGE TERRIBILINI

Parallel zur zweiten paneuropäischen Umweltministerkonferenz in Luzern konferierten
auch die Nichtregierungsorganisationen (NGO). Neben einer Vorkonferenz
organisierten diese privaten Umweltorganisationen ein Rahmenprogramm zur
Umweltkonferenz, welches als Öko-Festival bezeichnet wurde. Sowohl Wirtschafts- als
auch Umweltverbände äusserten die Erwartung, dass die westlichen Länder konkrete
Schritte zur Umsetzung ihrer umweltpolitischen Vorreiterrolle in Ost- und Mitteleuropa
unternehmen würden. Die Konferenz der vorbereitenden Expertengruppe,
zusammengesetzt aus Regierungsvertretern und Repräsentanten der OECD sowie der
Weltbank, setzte im Umwelt-Aktionsprogramm einen Schwerpunkt auf die Forderung
einer gesamteuropäischen CO2- und Energieabgabe. Unter dem Vorsitz von
Bundesrätin Ruth Dreifuss diskutierten und berieten über 40 Umweltminister aus

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 06.05.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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europäischen Ländern, Delegationen der EU, aus den USA, Kanada, Australien und
Japan und Vertreter von über einem Dutzend internationaler sowie nichtstaatlicher
Organisationen (NGO) das Umwelt-Aktionsprogramm für Mittel- und Osteuropa, den
Bericht «Europas Umwelt 1993», das Umweltprogramm für Gesamteuropa sowie die
vom Europarat vorgeschlagene Strategie für den Schutz der Natur in Europa. Die
zentralen Fragen wie beispielsweise die künftige Politik im Bereich der Atomenergie in
Osteuropa oder die Einführung einer koordinierten CO2-Abgabe blieben jedoch bis am
Schluss umstritten. Die Konferenz wurde mit einer zehnseitigen Ministererklärung
abgeschlossen, welche in 29 Punkten die wichtigsten Bereiche, in denen schnelles
Handeln als erforderlich empfunden wird, auflistete. Im übrigen beschlossen die
Ministerinnen und Minister ein Umweltaktionsprogramm für Ost- und Mitteleuropa,
ohne allerdings finanzielle Zusicherungen zu gewähren. 7

Contrairement à ce qui était attendu, la troisième Conférence paneuropéenne des
ministres de l'environnement qui s'est tenue fin octobre à Sofia (Bulgarie) s'est achevée
sans que les Etats-parties ne parviennent à adopter de "programme environnemental
pour l'Europe". Mis à part la conclusion d'un accord relatif à la protection des espèces
et des paysages, les maigres résultats obtenus à l'issue de cette conférence n'ont pas
manqué de contraster avec les attentes des organisations écologistes suisses qui, peu
avant la rencontre, s'étaient prononcées en faveur de mesures concrètes, telles que
l'introduction de taxes sur le CO2 et l'énergie ainsi que sur le kérosène. Si pareilles
revendications n'ont dès lors pu obtenir satisfaction, la rencontre a néanmoins fourni
l'occasion à la conseillère fédérale Ruth Dreifuss, cheffe de la délégation helvétique, de
signer en marge des réunions un accord octroyant une remise de dettes de CHF 20
millions à la Bulgarie. En contrepartie, les autorités de ce pays se sont engagées à
consacrer cette somme à des projets en faveur de l'environnement. 8

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 24.10.1995
LIONEL EPERON

Le conseiller fédéral Leuenberger a signé au nom de la Suisse deux protocoles sur la
protection de l'air, lors de la quatrième Conférence paneuropéenne des ministres de
l'environnement à Aarhus (DK). Les deux protocoles de la Convention CEE-ONU
concernent la pollution atmosphérique transfrontière à longue distance. Les pays
signataires se sont engagés à réduire significativement leurs émissions de métaux
lourds (cadmium, mercure et plomb) et de polluants organiques persistants, tels que
certains pesticides et les dioxines. Le protocole sur les polluants organiques persistants
(POP) demande de mettre fin à la production et à l'utilisation de plusieurs substances
chimiques toxiques. Il limite aussi les émissions de produits dangereux de combustion
comme les dioxines ou les hydrocarbures aromatiques polycycliques. Le protocole sur
les métaux lourds réclame une diminution des émissions de plomb, de cadmium et de
mercure, notamment en limitant les émissions des sources industrielles. Selon le
DETEC, les engagements pris par la Suisse sont en grande partie déjà réalisés par les
ordonnances sur les substances dangereuses pour l'environnement et sur la protection
de l'air. 9

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 25.06.1998
LAURE DUPRAZ

rapport sur le niveau des émissions
polluantes

Luftreinhaltung

En début d'année, l'OFEFP a publié un nouveau rapport sur le niveau des émissions
polluantes rejetées dans l'atmosphère consécutivement à l'activité humaine. Couvrant
la période comprise entre 1900 et 2010, ce document dresse un bilan partiellement
satisfaisant des mesures prises jusqu'ici dans le cadre de la politique de protection de
l'air, puisque les quantités de la plupart des 17 composés chimiques passés sous revue
ont été ramenées à des seuils inférieurs à ceux de 1950. L'observation des valeurs
concernant les composés organiques volatils (COV), l'oxyde d'azote (NOx) et le CO2 a
néanmoins conduit les responsables de l'OFEFP à relativiser ces résultats de prime
abord très positifs: bien qu'ayant amorcé une baisse, le niveau des émissions de NOx et
de COV - dont les sources principales sont respectivement le trafic routier et
l'industrie - se situe en effet toujours largement au-dessus de l'objectif fixé en 1986 qui
vise à abaisser leurs quantités au niveau de 1960. Sur la base des données fournies par
cette nouvelle étude, l'OFEFP s'est prononcé en faveur de la mise sur pied de mesures

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.01.1996
LIONEL EPERON
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supplémentaires de lutte contre l'oxyde d'azote, les composés organiques volatils, le
CO2 ainsi que la dioxine, le furane et l'ammoniac. 10

PVC

Abfälle

La Suisse s'est engagée, vis-à-vis de la Commission européenne, à lever, d'ici à la fin
1999, l'interdiction frappant les bouteilles en PVC. Pour l'UE, cette interdiction
représentait une discrimination, notamment pour les producteurs d'eau minérale
français. Ainsi, le Conseil fédéral devra modifier l'ordonnance sur les emballages pour
boissons. Celle-ci interdit actuellement les emballages en PVC à base de chlore, car ils
dégagent de la dioxine lorsqu'ils sont brûlés pour être recyclés. Une consigne sera
perçue, à l'instar de celle qui frappe les bouteilles en PET (5 centimes). 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.10.1998
LAURE DUPRAZ

Un projet de révision de l’ordonnance sur les emballages pour boissons a également
été mis en consultation par le DETEC. La collecte et le recyclage du verre coûtent
quelque 30 millions de francs annuellement aux communes. En application du principe
du pollueur-payeur, le DETEC propose d’inclure une taxe d’élimination dans le prix de
vente des bouteilles en verre perdu, comme c’est déjà le cas pour les bouteilles en PET
et les canettes en aluminium. En effet, les coûts des matières premières sont si bas que
les bénéfices tirés des matériaux recyclés ne couvrent pas les frais de collecte et de
recyclage (en moyenne 120 francs par tonne). La taxe devrait se situer entre 4 et 10
centimes pour une bouteille d’un demi-litre ou plus, et entre 2 et 5 centimes pour les
bouteilles plus petites. Les recettes seront utilisées exclusivement pour la collecte et le
recyclage des bouteilles en verre. Une organisation privée gérera les recettes. En outre,
le projet prévoit de lever l’interdiction des bouteilles en PVC. Toutefois, les vendeurs
seront invités à reprendre les bouteilles et à les recycler. Une consigne obligatoire est
prévue. Les bouteilles en PVC, mêlées à la collecte de PET, suffisaient à compromettre
le recyclage de ce dernier; désormais elles pourront en être automatiquement séparées
grâce à une nouvelle technique. De plus, les fumées dégagées par la combustion du PVC
seront neutralisées dans les stations d’incinération. 12

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 05.06.1999
LAURE DUPRAZ

Profitant de la révision de l'ordonnance sur les emballages de boissons, le Conseil
fédéral a levé l'interdiction des bouteilles en PVC. Décidée dans les années quatre-
vingt, cette mesure était justifiée par des raisons écologiques: les bouteilles de PVC
(polychlorure de vinyle) dégagent de l'acide chlorhydrique lors de leur incinération et
gênaient en outre le recyclage des bouteilles en PET. Grâce aux progrès techniques, les
usines d'incinération peuvent actuellement capter ce gaz toxique et le neutraliser.
Quant aux installations de tri, elles sont aussi à même de séparer automatiquement les
bouteilles en PVC des bouteilles en PET. L'interdiction a été levée sur ces éléments,
d'autant que depuis les bouteilles de PVC ont été largement remplacées par celles de
PET non polluant. Cependant, les négociants seront désormais tenus de prélever une
consigne sur ces bouteilles. Selon les estimations, la consigne devrait permettre de
recycler 85% des 300 000 tonnes vendues suite à la levée de l'interdiction et en
pratique les usines d'incinération d'ordures ménagères ne s'attendent guère à devoir
recycler plus de 50 tonnes par an de bouteilles. Au niveau de la levée en elle-même, il
est à constater que le Conseil fédéral est passé outre l'opposition générale exprimée
lors de la mise en consultation du projet en 1999. Pour la plupart des milieux consultés,
c'était un mauvais signal qui pourrait entraîner un recours accru aux emballages des
biens de consommation en PVC, malgré ses dangers (fabrication, transport,
incinération). 13

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 08.07.2000
PHILIPPE BERCLAZ

L'OEB (Ordonnance sur les emballages pour boissons) a maintenu son exigence que les
bouteilles de verre, les canettes en aluminium et les bouteilles en PET soient recyclées
de façon performante dans l'ensemble du pays. Elle fixait un taux de recyclage de 75%
au moins. Si ce taux n'est pas atteint pour l'une ou l'autre matière, les emballages
fabriqués dans cette matière seront soumis à une consigne. 14

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 08.07.2000
PHILIPPE BERCLAZ
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Sur les 300 000 tonnes d'emballages en verre utilisés chaque année en Suisse, la
collecte annuelle s'élève à 280 000 tonnes. Les communes se sont plaints que la charge
financière inhérente à la collecte, au transport et au recyclage du verre allait à
l'encontre du principe du pollueur-payeur inscrit dans la loi sur la protection de
l'environnement. Le secteur concerné n'ayant pas réussi à établir un système de
financement librement consenti pour le recyclage du verre, le Conseil fédéral a décidé
d'introduire une taxe d'élimination anticipée sur les bouteilles de verre pour boissons
afin de soulager les communes des 30 millions de francs de frais annuel de recyclage.
Celle-ci a été introduite par une révision de l'Ordonnance sur les emballages pour
boissons (OEB). L'ordonnance est désormais applicable à toutes les boissons, à
l'exception du lait et des produits laitiers. Le montant exact de la taxe que devront
payer les fabricants et les importateurs sur les bouteilles de verre sera fixé par le
DETEC. L'OFEFP l'estimait de 5 à 7 centimes par bouteilles de 7 décilitres. Cette taxe
servira à financer la collecte et le transport du verre destiné à être recyclé, le nettoyage
et le tri des bouteilles restées intactes ainsi que le nettoyage et le traitement des
tessons de verre. L'OFEFP mandatera une organisation privée pour percevoir la taxe et
la redistribuer aux entreprises, subventionnées et chargées par les communes de la
collecte et du recyclage. 15

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 08.07.2000
PHILIPPE BERCLAZ

deux protocoles relatif aux métaux lourds aux
polluants organiques persistants

Luftreinhaltung

Le Conseil fédéral a transmis au parlement les messages pour la ratification de deux
protocoles, élaborés dans le cadre de la Convention sur la pollution transfrontière à
longue distance de la Commission économique pour l'Europe des Nations Unies (CEE-
ONU), visant à réduire en Europe et en Amérique du Nord les émissions de métaux
lourds et de polluants organiques persistants. Les deux protocoles, le premier relatif
aux métaux lourds (BRG 00.029) et le second aux polluants organiques persistants
comme par exemple le DDT ou les PCB, s'attaquent à deux catégories de polluants
atmosphériques qui ont en commun la propriété d'être transporté sur de longues
distances et de s'accumuler dans l'environnement et la chaîne alimentaire. Les deux
protocoles n'impliqueront pas d'engagements supplémentaires pour la Confédération;
l'ordonnance sur la protection de l'air et celle sur les substances dangereuses pour
l'environnement, en vigueur depuis 1986, fixaient déjà des normes similaires à
atteindre. Le parlement a ratifié les deux protocoles. 16

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.09.2000
PHILIPPE BERCLAZ

deux protocoles relatif aux métaux lourds aux
polluants organiques persistants

Luftreinhaltung

Après cinq sessions de négociations, 127 pays, dont la Suisse, ont adopté par consensus
à Stockholm une convention des Nations Unies sur l’utilisation de douze polluants
organiques persistants (POP), surnommés "les douze salopards". Le but de la nouvelle
convention est la réduction et/ou l’élimination de pesticides comme l’aldrine et le DDT,
de produits chimiques comme les PCB, ainsi que de sous-produits de dioxines et les
furannes. Des exceptions ont été faites pour le DDT, un pesticide encore largement
utilisé dans certains pays pauvres pour combattre la malaria, et le PCB, un produit
industriel utilisé dans les transformateurs électriques. La nouvelle convention complète
les dispositions concernant les substances chimiques (Convention PIC) et la convention
sur les mouvements transfrontaliers de déchets dangereux (Convention de Bâle).
L’effort sera essentiellement porté par les pays en développement, où les douze POP y
sont toujours utilisés. La convention assure à ces pays une aide technique et met à
disposition des moyens financiers dans le cadre du Fonds pour l’environnement (FEM).
En Suisse, vu que les POP ont déjà été remplacés par d’autres substances, la convention
n’entraîne pas de modifications législatives et n’affecte pas directement l’économie. La
Suisse s’est portée candidate pour accueillir le siège du secrétariat permanent de la
nouvelle convention. 17

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 16.05.2001
PHILIPPE BERCLAZ
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Le Conseil fédéral a soumis aux Chambres un message pour l’approbation de la
Convention des Nations Unies sur les polluants organiques persistants (POP) signée en
2001. Son entrée en vigueur n’entraînera pas de modifications législatives étant donné
que les POP ont déjà été remplacés par d’autres substances, à l’exception du mirex, un
pesticide. Le mirex sera à son tour totalement interdit lors de l’entrée en vigueur de la
loi sur les produits chimiques et des ordonnances qui s’y rapportent. Comme
mentionné dans la Convention, la Suisse s’engage à aider les pays en développement à
éliminer les douze POP. En outre, le Conseil fédéral a tenu à présenter Genève comme
lieu de candidature suisse pour l’accueil du secrétariat de la Convention. 18

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 17.10.2002
PHILIPPE BERCLAZ

Le Conseil national a soutenu la ratification de la Convention de Stockholm sans
opposition. Ce texte vise l’élimination de douze polluants organiques persistants (POP),
quasiment non biodégradables et toxiques. 19

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 02.06.2003
PHILIPPE BERCLAZ

d'interdire la valorisation des boues
d'épuration sur les surfaces fourragères et
maraîchères

Luftreinhaltung

Le Conseil fédéral a transmis au parlement un message demandant la ratification de
deux amendements au Protocole de Montréal sur les substances détruisant la couche
d’ozone (CFC, HCFC, halons, tétrachlorure de carbone et bromure de méthyle). Ces
dispositions ne nécessitent aucun engagement financier ou logistique de la
Confédération, mais une modification de l’Ordonnance fédérale sur les substances
(Osubst). Pour s’accorder avec le Protocole de Montréal et avec les aléas de la
protection atmosphérique, le DETEC a donc mis en consultation plusieurs
modifications de l’Osubst. Celles-ci prévoient de limiter les émissions des substances à
effet de serre synthétiques, citées plus haut, mais aussi d’actualiser l’Osubst dans les
domaines de la protection de la couche d’ozone et de la prévention des changements
climatiques. Les nouvelles dispositions reprennent les amendements du Protocole de
Montréal. Premièrement, elles instaurent une extension de l’interdiction d’importer, de
produire et de commercialiser les substances appauvrissant la couche d’ozone. Cette
interdiction sera appliquée dès 2003 aux CFC utilisés dans la
réfrigération/climatisation et au bromure de méthyle. Elle sera également appliquée
progressivement d’ici à 2015 aux HCFC utilisés dans la réfrigération/climatisation. La
mesure prévoit également d’inscrire le bromochlorométhane, une substance utilisée
comme solvant, dans la liste des substances interdites par le Protocole. Deuxièmement,
un système d’autorisation pour les importations et exportations de substances
appauvrissant la couche d’ozone, destiné à contrôler le respect des nouvelles
dispositions, sera introduit. Troisièmement, le DETEC veut interdire l’exportation
d’équipements de réfrigération/climatisation fonctionnant à l’aide de substances
appauvrissant la couche d’ozone prohibées en Suisse. 20

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 20.12.2001
PHILIPPE BERCLAZ

Au cours des dernières décennies, environ 40% du matériel issu de l'épuration des
eaux – soit quelque 80 000 tonnes de substance sèche par an – a été utilisé comme
engrais. Ces quantités ont toutefois eu tendance à diminuer. En effet, des doutes quant
aux qualités écologiques des boues d'épuration ont été émis: elles contiennent des
nutriments pour les végétaux (phosphore et azote), mais aussi toute une série de
polluants et d'agents pathogènes (Les méthodes d'analyse modernes permettent de
déceler des traces de polluants organiques persistants dans les boues, par exemple des
biphényles polychlorés (PCB), des dioxines et d'autres substances organiques. Il s'agit
notamment de résidus de médicaments, de parfums ou d'hormones synthétiques ou
naturelles. C'est la raison pour laquelle l'utilisation des boues d'épuration est interdite
dans la production BIO.)provenant de l'industrie, de l'artisanat et des ménages, qui
finissent dans les stations d'épuration avec les eaux usées. Ces raisons ont incité les
offices fédéraux concernés – Office fédéral de l'agriculture, Office vétérinaire fédéral
et OFEFP – à reconsidérer la politique des boues d'épuration. L'OFEFP a donc proposé,
en accord avec les deux autres offices, une révision de l'ordonnance sur les substances.
Il s'agit d'interdire la valorisation des boues d'épuration sur les surfaces fourragères
et maraîchères à partir du 1er janvier 2003 et d'étendre cette interdiction à tous les

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 13.05.2002
PHILIPPE BERCLAZ
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types de sols à partir du 1er octobre 2005. Afin d'ancrer ces changements dans la
législation, le DETEC a mis en consultation la modification. Les offices fédéraux ne
considèrent toutefois pas l'utilisation des boues d'épuration comme une menace grave
pour l'environnement. A l'avenir, elles seront incinérées pour un coût d'environ 40
millions de francs. Ces dépenses seront prises en charge par les associations de gestion
des eaux usées. En 2002, il était possible d'incinérer 160 000 tonnes de boues
d'épuration sèches par an dans des usines spéciales d'incinération des boues, dans des
cimenteries ou dans des usines d'incinération des ordures ménagères. Une capacité de
200 000 tonnes est cependant nécessaire. C'est pourquoi une certaine quantité de
boues d'épuration devra provisoirement être incinérée à l'étranger. Grâce aux travaux
d'extension des installations, la capacité d'incinération des boues d'épuration sera
suffisante au plan national aux alentours de 2005. Dans l'intervalle, l'élimination des
boues est coordonnée par un groupe de travail dirigé par l'OFEFP, dont font partie les
représentants des cantons, des usines d'incinération, des cimenteries et des stations
d'épuration d'eaux. Contestant le projet d'interdiction des boues d'épuration,
l'Association pour l'utilisation durable des ressources écologiques (ASURE) a adressé au
Conseil fédéral une pétition signée par 837 communes, demandant un délai de cinq
ans. Le temps ainsi gagné devrait permettre un débat scientifique et politique sur le
recyclage des boues. 21

Afin de limiter les émissions des gaz synthétiques à effet de serre et d’améliorer encore
la protection de la couche d’ozone, le Conseil fédéral a approuvé la modification de
l’ordonnance sur les substances (Osubst). Les nouvelles dispositions sont entrées en
vigueur le 1er juillet 2003. Les nouveaux gaz synthétiques (HFC, PFC et SF6) sont
apparus récemment sur le marché pour remplacer les CFC. La plupart de ces gaz ont
cependant un fort potentiel d’effet de serre – 1000 à 24 000 fois supérieur à celui du
CO2 – et persistent dans l’atmosphère durant des siècles ou des millénaires. Leur
utilisation est en augmentation constante : ils représentaient en 2003 un peu plus du
1% des émissions de gaz à effet de serre dues à l’activité humaine. Ce chiffre pourrait
tripler d’ici 2010, si aucune mesure n’est prise. Ces gaz sont principalement utilisés
pour la réfrigération, les mousses synthétiques, l’isolation électrique, les solvants et les
aérosols. Leur réglementation dans l’Osubst est devenue possible car des solutions de
remplacement existent et présentent un bilan environnement positif. L’action porte
sur trois axes : 1) limiter l’utilisation des substances stables dans l’air aux seuls cas où
aucune alternative préférable n’est possible 2) réduire autant que possible les
émissions 3) passer des accords volontaires contraignants développés par la branche.
Les nouvelles dispositions ont été élaborées avec les milieux industriels et
commerciaux concernés. Elles déterminent un cadre clair qui permet à ces acteurs
d’opérer les choix stratégiques en temps utile afin de limiter les émissions de
substances stables dans l’air. La compatibilité des nouvelles dispositions avec la future
réglementation européenne sera vérifiée afin d’éviter des barrières techniques
injustifiées. 22

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 30.04.2003
PHILIPPE BERCLAZ

contamination par les PCB des eaux et des
poissons dans les cantons de Fribourg et du
Jura

Gewässerschutz

Suite à des mesures attestant une contamination par les PCB des eaux et des poissons
dans les cantons de Fribourg et du Jura, l’OFEV et l’Office fédéral de la santé publique
ont conjointement institué un groupe de travail afin d’évaluer l’ampleur du problème,
d’en identifier les causes et de recommander des solutions réalisables. Cet organe doit
principalement remplir une fonction de coordination au niveau supracantonal. Les
représentants de tous les cantons ont été invités à y participer et les services
cantonaux compétents se sont vu adresser une demande d’informations afin de
collecter rapidement toutes les données disponibles sur le sujet. 23

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.03.2008
NICOLAS FREYMOND
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Suite à la constatation de contaminations par les PCB des eaux et des poissons dans les
cantons de Fribourg et du Jura l’année précédente, l’OFEV et l’Office fédéral de la
santé publique (OFSP) ont publié des recommandations à destination des autorités
cantonales censées permettre d’évaluer précisément la gravité de la contamination et,
le cas échéant, de prendre les mesures adéquates. 24

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.01.2009
NICOLAS FREYMOND

Brûler du bois non traité

Alternativenergien

Les deux commissions de l’environnement, de l’aménagement du territoire et de
l’énergie (CEATE-CN et CEATE-CE) ont donné suite à une initiative parlementaire von
Siebenthal (udc, BE), déposée en 2010. Le texte demande qu'il soit possible de brûler
du bois non traité sans obligations particulières. 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.02.2012
LAURENT BERNHARD

Nachdem die Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates
(UREK-NR) dem Anliegen bereits im Vorjahr Folge gegeben hatte, tat es ihr die
ständerätliche Schwesterkommission im Berichtsjahr gleich und nahm die
parlamentarische Initiative von Siebenthal (svp, BE) an, welche eine Lockerung der
gesetzlichen Bestimmungen zur Verbrennung von unbehandeltem Holz forderte. Bis
anhin galten für die Verbrennung von unbehandeltem Holz dieselben strengen Auflagen
wie für die Verbrennung von behandeltem Holz. In seiner Begründung wies der Initiant
auf die vielfältigen positiven Umwelteffekte von unbehandeltem Holz hin, was
namentlich die Substitution von nichterneuerbaren Energieträgern und die kurzen
Transportwege im Falle von lokalem Holz beinhalte. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.02.2012
MARLÈNE GERBER

In einem im Februar 2014 vorgelegten Kommissionsbericht beantragte die
nationalrätliche UREK ihrem Rat mit 10 zu 9 Stimmen bei 4 Enthaltungen, die
parlamentarische Initiative von Siebenthal (svp, BE), der 2012 Folge geleistet worden
war, und mit der die gesetzlichen Bestimmungen zur Verbrennung von unbehandeltem
Holz gelockert werden sollen, abzuschreiben. Grund dafür waren die überwiegend
negativen Anhörungsergebnisse zur vorgeschlagenen Änderung der
Luftreinhalteverordnung (LRV). Eine der Änderungen bestand darin, dass neben
naturbelassenem auch bereits mechanisch bearbeitetes Holz in kleinen Holzfeuerungen
verbrannt werden darf, sofern letzteres nicht mit holzfremden Stoffen verunreinigt
wurde. Neben den Umwelt- und Gesundheitsorganisationen, die sich einhellig gegen
eine derart ausgestaltete Bestimmung gestemmt hatten, war dieser Vorschlag auch bei
sieben von zehn Kantonen sowie bei fast der Hälfte der angehörten Wirtschafts- und
Fachverbänden auf Ablehnung gestossen. Daraufhin hatte die UREK-SR 2013
grossmehrheitlich empfohlen, die Vorlage nicht weiterzuverfolgen. Die Hauptbedenken,
welche neben dem BAFU und der UREK-SR nun auch von der UREK-NR mehrheitlich
geteilt wurden, betrafen die Schwierigkeit, unbehandeltes von behandeltem Holz in
jedem Fall eindeutig unterscheiden zu können. Im Irrtumsfall könnten möglicherweise
gesundheitsbeeinträchtigende Schwermetalle oder Dioxine freigesetzt werden. Eine
starke bürgerliche Kommissionsminderheit wollte dem Bundesrat den
Verordnungsentwurf dennoch unterbreiten und empfahl der grossen Kammer aus
diesem Grund die Verlängerung der Behandlungsfrist um zwei Jahre. Der Nationalrat
folgte seiner Minderheit diskussionslos und überaus deutlich mit 107 zu 56 Stimmen. Zu
den unterlegenen Fraktionen der Grünen und der SP gesellten sich sechs Mitglieder der
FDP-Fraktion sowie ein GLP-Vertreter. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.2014
MARLÈNE GERBER

Im Juni 2015 bekräftigte die UREK-NR mit 10 zu 9 Stimmen bei einer Enthaltung ihren
vorgängig gefassten Entscheid und empfahl die parlamentarische Initiative von
Siebenthal (svp, BE), die eine Lockerung der gesetzlichen Bestimmungen zur
Verbrennung von unbehandeltem Holz verlangte, zur Abschreibung. Die knappe
Kommissionsmehrheit verwies dabei auf die überwiegend negativen
Anhörungsergebnisse und führte folgende Argumente für den Abschreibungsantrag ins
Feld: Erstens sei die Unterscheidung von mit farblosen Substanzen behandeltem und
unbehandeltem Holz in der Praxis äusserst schwierig und würde zusätzliche Kontrollen
erfordern. Ferner sei auch die Verbrennung von unbehandeltem Holz aufgrund der

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.2015
MARLÈNE GERBER
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Feinstaubemissionen gesundheits- und umweltschädigend, wenn keine Filtration
vorgenommen werde. Und nicht zuletzt seien die Vorteile der Verbrennung von
unbehandeltem Holz vor Ort – ein Umstand, der mit Annahme der parlamentarischen
Initiative möglich würde – nicht in dem Sinne vorhanden, wie dies der Initiant darstelle,
da die modernen städtischen Abfallverbrennungsanlagen einen höheren Wirkungsgrad
aufwiesen als Kamin- und Schwedenöfen oder andere kleinere, lokale
Verbrennungsanlagen. 28

Auch der zweite Abschreibungsantrag seiner Kommission stiess im Nationalrat auf
wenig Gehör. In der Herbstsession 2015 lehnte die grosse Kammer die Abschreibung
der parlamentarischen Initiative von Siebenthal (svp, BE) zur Lockerung der
gesetzlichen Bestimmungen zur Verbrennung von unbehandeltem Holz, mit 110 zu 80
Stimmen (bei 6 Enthaltungen) und durch Unterstützung der geschlossenen BDP- und
SVP-Fraktionen sowie der grossmehrheitlichen CVP- und FDP-Fraktionen, ab. Das
Parlament folgte dabei dem Vertreter der Kommissionsminderheit, Albert Rösti (svp,
BE), welcher in der Ratsdebatte die Unterscheidung von unbehandeltem und
behandeltem Holz als nicht sonderlich schwierig dargestellt hatte. Erfolglos hatte
Kommissionssprecher Bäumle (glp, ZH) argumentiert, dass eine parlamentarische
Initiative eigentlich dazu diene, eine Gesetzesänderung herbeizuführen, und das
vorliegende Anliegen nach einer Änderung der Luftreinhalteverordnung verlange (die
darüber hinaus in der Anhörung und in der ständerätlichen Kommission durchgefallen
sei). Folglich sei eine parlamentarische Initiative das falsche Instrument, um diese Frage
zu klären. 29

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.09.2015
MARLÈNE GERBER

Um der festgefahrenen Situation betreffend die parlamentarische Initiative von
Siebenthal (svp, BE) zur Lockerung der gesetzlichen Bestimmungen zur Verbrennung
von unbehandeltem Holz zu entrinnen, schlug die UREK-NR – diesmal mit deutlicher
Mehrheit von 15 zu 6 Stimmen bei 2 Enthaltungen etwas geeinter als bei ihren
Abschreibungsanträgen – ihrem Rat die Verlängerung der Behandlungsfrist um 2 Jahre
(bis zur Frühjahrssession 2018) vor. Nach wie vor vertrat die Kommission die Ansicht,
dass die vom Initianten geäusserte Forderung eher auf Verordnungsstufe zu regeln und
deswegen auf eine Gesetzesänderung zu verzichten sei. Sie stellte sich hingegen hinter
das Anliegen, dass unbehandeltes Holz „ohne weitere Formalitäten" verbrannt werden
dürfe, wollte jedoch keine uneingeschränkte Erlaubnis festhalten und verwies auf
mögliche Probleme bei der Kontrolle und Umsetzung dieser Bestimmung. In diesem
Sinne beauftragte die UREK-NR das BAFU, einen neuen Entwurf zur Anpassung der
Luftreinhalteverordnung vorzulegen, der oben genannte Bedenken aufnimmt. Der
Nationalrat verlängerte aufgrund dessen die Behandlungsfrist des Anliegens. 30

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.03.2016
MARLÈNE GERBER

Im Auftrag der UREK-NR präsentierte der Bundesrat im März 2017 die Anpassung der
Luftreinhalteverordnung zur Erfüllung einer parlamentarischen Initiative von Siebenthal
(svp, BE), womit die Verbrennung von unbehandeltem Holz erleichtert wird. Die UREK-
NR hatte an einer Sitzung im Sommer 2016 den revidierten und im Vergleich zum
vorgängigen etwas weniger weit gehenden Änderungsentwurf grossmehrheitlich
befürwortet und sich dagegen ausgesprochen, diesen neuen Entwurf ebenfalls in die
Anhörung zu schicken. Die Verordnungsänderung, welche per 1. April 2017 in Kraft
gesetzt wird, erlaubt Privatpersonen in Zukunft, bestimmtes unbehandeltes Restholz
sowie unbehandeltes Holz aus Garten und Landwirtschaft (z.B. Zaunpfähle, Holzlatten,
Tomaten- oder Bohnenstangen) vor Ort zu verbrennen. Solche Holzabfälle fallen künftig
unter die neue Brennstoffkategorie „unbehandeltes Altholz", was ermöglichen soll, dass
Private nicht mehr benötigtes Holz dieser Art zu Heizzwecken verwenden können. Für
den Zweifelsfall, der auch mit diesem Verordnungsentwurf nicht verhindert werden
kann, appelliert der Bundesrat an die Eigenverantwortung: Falls nicht ausgeschlossen
werden kann, dass es sich nicht doch um behandeltes Holz handelt, solle nach wie vor
der bisherige Entsorgungsweg gewählt werden, um giftige Verbrennungsprodukte zu
vermeiden. Gelockert werden ferner die Bestimmungen für unbehandelte
Einwegpaletten aus Massivholz. Auch diese fallen neu unter dieselbe Kategorie wie oben
genannte Holzabfälle, dürfen jedoch im Unterschied zu Ersteren nur in
Restholzfeuerungen und nicht in Cheminées oder anderen privaten Kleinfeuerungen
verbrannt werden. 31

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.03.2017
MARLÈNE GERBER
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La CEATE-CN propose, à l'unanimité, de classer l'initiative parlementaire relative à la
combustion du bois non traité. L'objectif de l'initiative serait, selon elle, atteint avec la
révision de l'ordonnance sur la protection de l'air (OPair) entrée en vigueur en avril
2017. Les particuliers ont, dès lors, le droit de brûler certains résidus de bois et du bois
non traité issu de l’agriculture ou du jardinage. 
Le Conseil national a décidé de classer l'initiative parlementaire. 32

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.09.2017
DIANE PORCELLANA

Aufarbeitung der Umweltbelastungen rund
um in Betrieb stehende und ehemalige
Kehrichtverbrennungsanlagen (Po. 21.4225)

Bodenschutz

In einem im September 2021 eingereichten Postulat forderte Gabriela Suter (sp, AG) die
Aufarbeitung der Umweltbelastungen der aktuell in Betrieb stehenden und
ehemaligen Kehrichtverbrennungsanlagen. Suter verlangte, dass im Bericht auf die
Emissionen und Immissionen eingegangen wird, die in den verschiedenen
Betriebsphasen einer KVA kontrolliert beziehungsweise nicht kontrolliert wurden.
Zudem soll dargelegt werden, welche Aufgaben welchen Behörden und Akteuren –
insbesondere Bund, Kantone und einzelne KVA-Betreibende – übertragen wurden und
wie sie diese Aufgaben umsetzen. Schliesslich soll festgehalten werden, ob der aktuelle
rechtliche Rahmen gegebenenfalls angepasst werden müsste. Hintergrund des
Vorstosses war der Umstand, dass rund um eine ehemalige KVA in Lausanne mit
Dioxinen belastete Böden entdeckt worden waren. Suter befürchtete, dass auch die
Böden rund um andere KVA belastet sein könnten. Gemäss Bundesrecht müssten die
Kantone diejenigen Stellen, bei denen die Bodenfruchtbarkeit beeinträchtigt werden
könnte, überwachen. Laut Medienrecherchen sei dies aber bei vielen KVA noch nie
geschehen. Zudem sei von den Medien aufgedeckt worden, dass in der Vergangenheit
die Vollzugskontrollen nur mangelhaft durchgeführt worden seien.
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates, welches unter Einbezug der
kantonalen Fachstellen und der KVA-Betreibenden umgesetzt werden soll.
Der Nationalrat behandelte das Postulat in der Frühjahrssession 2022, weil es von
Martina Bircher (svp, AG) bekämpft worden war. Nachdem Gabriela Suter ihr Anliegen
vorgestellt hatte, kritisierte Martina Bircher, dass die Anforderungen an den verlangten
Bericht unrealistisch seien, zumal die historischen Daten, die noch zur Verfügung
stünden, wahrscheinlich nicht komplett seien. Zudem läge der Betrieb einer KVA in der
Kompetenz der Kantone und Gemeinden. Daher sei es fraglich, was mit den im Bericht
erarbeiteten Empfehlungen geschehen werde. Umweltministerin Sommaruga setzte
sich für die Annahme des Postulates ein. Es sei aber wichtig zu betonen, dass dieser
Bericht nicht die Bodenanalysen der lokalen Behörden ersetzen könne. Das Ziel des
Berichts sei es aber, diese Arbeiten zu unterstützen. Die grosse Kammer folgte den
Worten Sommarugas und nahm das Postulat mit 108 zu 72 Stimmen bei 6 Enthaltungen
an. Deutlich Mehrheiten der Fraktionen von SVP und FDP.Liberale sowie einige
Mitglieder der Mitte lehnten das Postulat ab. 33

POSTULAT
DATUM: 17.03.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Ende Oktober 2024 präsentierte der Bundesrat den Bericht «Aufarbeitung der
Umweltbelastungen rund um in Betrieb stehende und ehemalige
Kehrichtverbrennungsanlagen» in Erfüllung des gleichnamigen Postulats von Gabriela
Suter (sp, AG). Der Bericht ging auf die Luftschadstoffe ein, welche bei der Verbrennung
von Abfällen in Kehrichtverbrennungsanlagen (KVA) entstehen, und erläuterte, inwiefern
diese die Luft und den Boden belasten. Es wurde aber auch dargelegt, wie der Eintrag
dieser Stoffe in die Umwelt durch verschiedene Filtertechnologien verringert werden
kann. Ein besonderes Augenmerk legte der Bericht auf die Gruppe der Dioxine und
Furane, welche in Zusammenhang mit dem Bekanntwerden der weiträumigen
Bodenbelastungen rund um die KVA im waadtländischen Vallon im Jahr 2021 erwähnt
wurden. Der Bundesrat hielt fest, dass die KVA in Vallon ein Einzelfall sei. Dennoch gebe
es aufgrund der in der Vergangenheit nicht oder nur spärlich vorhandenen Vorgaben in
der Umgebung einiger KVA weiterhin Belastungen mit Dioxinen und Furanen, die über
den erlaubten Werten lägen. Seit 1986 die LRV in Kraft getreten war, gelten gemäss
Bericht sehr viel strengere Emissionsvorschriften, zudem würden die in Betrieb
stehenden KVA regelmässig von den zuständigen Luftreinhaltefachstellen der Kantone
kontrolliert. 34
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Festlegung von PFAS-spezifischen Werten in
Verordnungen (Mo. 22.3929 und Mo.
23.3499)

Allgemeiner Umweltschutz

Eine im September 2022 von Marianne Maret (mitte, VS) eingereichte Motion befasste
sich mit den sogenannten per- und polyfluorierten Alkylverbindungen (per- and
polyfluoroalkyl substances, PFAS). Bei den PFAS handelt es sich um organische
Verbindungen, die industriell hergestellt und in einer Vielzahl von Produkten verwendet
werden. Maret forderte den Bundesrat dazu auf, in den entsprechenden Verordnungen
PFAS-spezifische Grenzwerte festzulegen. Konkret sollen die Grenzwerte und
Bedingungen für die Entsorgung von Materialien, Konzentrationswerte zur Evaluierung
der Belastungen des Bodens und des Untergrunds sowie Grenzwerte für die Einleitung
in Gewässer festgelegt werden. Die Walliser Ständerätin begründete ihren Vorstoss mit
der Gefahr, die von diesen Stoffen ausgehe: Ein von der europäischen
Lebensmittelsicherheitsbehörde im Jahr 2020 publiziertes Gutachten habe gezeigt,
dass diese Stoffe besorgniserregender seien, als noch vor ein paar Jahren angenommen
worden war. Ausserdem sei praktisch jede Person diesen Stoffen ausgesetzt. Indem
PFAS-spezifische Grenzwerte festgelegt würden, könnten Bund und Kantone die
Umweltbelastung durch PFAS angehen und somit die Gesundheit der Bevölkerung
besser schützen. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion.
In der Wintersession 2022 stellte Marianne Maret ihren Vorstoss dem Ständerat vor.
Umweltministerin Simonetta Sommaruga ergänzte, dass die PFAS eine grosse
Herausforderung für alle betroffenen Akteure darstellten. Insbesondere die Kantone
seien im Umgang mit den PFAS mit Problemen konfrontiert: Da es bisher keine
generellen Grenzwerte gebe, müssten derzeit bei Sanierungen – zum Beispiel von
belasteten Böden rund um Feuerlöschübungsplätze – noch aufwändig und im Einzelfall
Grenzwerte festgelegt werden. Anschliessend nahm die kleine Kammer den Vorstoss
stillschweigend an. 35

MOTION
DATUM: 12.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Le Conseil national a suivi sa chambre sœur et s'est prononcé en faveur de la motion
Maret (centre, VS). La commission compétente s'était, au préalable, exprimée en faveur
du texte par 18 voix contre 7, Martina Munz (ps, SH) – rapporteuse de commission
– faisant remarquer qu'une majorité des membres s'étaient même étonnés de
l'absence de valeurs limites pour les PFAS. Celles-ci – également nommées «Forever
chemicals» en raison de leur persistance une fois dans l'environnement – sont utilisées
dans beaucoup de produits qui font notre modernité (pesticides, cosmétiques,
mousses contre les incendies, habits imperméables), alors que les risques pour la santé
sont particulièrement préoccupants et bien plus sérieux qu'admis jusqu'à présent,
selon la rapporteuse de commission. Fixer des valeurs limites pour l'élimination des
matériaux, les sites contaminés, les sols et le déversement dans les eaux permettrait
aux cantons d'agir et de procéder à des dépollutions.
Défendant la minorité de la commission, Pierre-André Page (udc, FR) considère
justement qu'il «appartient aux cantons d'assainir ces zones polluées», que certains
d'entre eux ont déjà pris les devants et qu'il n'est donc pas nécessaire de légiférer au
niveau suisse.
Profitant du soutien du Conseil fédéral, la motion a récolté les voix de 134
parlementaires, tous partis confondus, en sa faveur, tandis que 53 député.e.s de l'UDC
s'y sont opposé.e.s. Le Conseil fédéral est donc chargé de modifier les ordonnances en
conséquence.

A noter qu'une majorité de la CEATE-CN aurait voulu aller plus loin et agir sur la source
du problème, exigeant, avec une autre motion (Mo. 23.3499), du Conseil fédéral qu'il
présente des composés de substitutions et que des catégories en fonction du niveau
d'essentialité des différents PFAS soient élaborées. Tous les produits n'ont en pas
besoin, selon la commission, qui pointe du doigt leur usage parfois superflu (par
exemple dans les emballages de restauration rapide). Mais le Conseil national n'a pas
voulu de cette motion complémentaire au texte de Marianne Maret, ses opposant.e.s
faisant remarquer que le Parlement a d'ores et déjà accepté un postulat Moser (pvl, ZH)
à ce sujet. Il s'agit donc de ne pas brûler les étapes. De plus, des décisions au niveau
européen sur une limitation des PFAS sont attendues par la Suisse. C'est par 98 voix
contre 80 (5 abstentions) que cette seconde motion a été rejetée. 36
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Plan d'action pour la réduction de
l'exposition de l'homme et de
l'environnement aux substances chimiques
persistantes (Po. 22.4585)

Allgemeiner Umweltschutz

Alors que le Conseil fédéral préconisait l'acceptation du postulat Moser (pvl, ZH) sur la
présence des substances chimiques persistantes, telles que les PFAS et les PCB, celui-
ci a été combattu par l'UDC bernois Manfred Bühler. Tiana Angelina Moser souhaite
qu'un plan d'action pour réduire l'exposition des humains et de l'environnement à ces
substances soit mis sur pieds. Celui-ci pourrait être à l'image du Plan d'action produits
phytosanitaires qui contient des objectifs de réduction des risques. Comme expliqué
par l'élue zurichoise, le problème avec ces substances c'est qu'une fois répandues,
elles ne partent plus, d'où le nom en anglais de «forever chemicals». Ces substances
ont fait leur apparition dans notre quotidien et dans l'industrie à partir des années
1950, pour la production de cosmétiques, d'habits pour l'extérieur ou encore des
mousses d'extinction. L'industrie du papier, du cuir et du textile sont également
friandes de PFAS. Ces substances sont présentes partout dans notre environnement et
à une concentration plus élevée que dans d'autres pays comparables, comme spécifié
par Tiana Angelina Moser. Les êtres humains les ingèrent ensuite principalement en
buvant l'eau potable. Puis, celles-ci s'accumulent dans le corps et particulièrement
dans les organes très irrigués comme le cerveau et le placenta. C'est un véritable
problème de santé publique, car de petites quantités peuvent déjà représenter un
danger selon l'élue zurichoise. 
Le Conseil fédéral, par la voix d'Albert Rösti, estime également que des actions
concrètes doivent être entreprises. A cet égard, le ministre en charge de
l'environnement a notamment cité la Mo. 22.3929 de Marianne Maret (centre, VS),
acceptée par le Conseil des Etats et qui doit encore être traitée par la chambre basse.
Cette motion demande la fixation de valeurs limites pour ces substances, allant ainsi
dans le sens du présent texte. Albert Rösti a finalement rappelé que plusieurs
substances sont d'ores et déjà interdites. Les autorités analyseraiennt l'opportunité de
mettre en place un plan d'action dans le cadre du rapport demandé par l'élue
vert'libérale.
Pour Manfred Bühler, ce texte va trop loin et érige le principe de précaution en religion,
alors que les données manquent, selon lui, pour déterminer avec assurance que ces
substances sont problématiques pour l'environnement et les êtres humains. Il redoute,
de plus, un excès de bureaucratie en cas de plan d'action.
C'est à une large majorité - 131 voix contre 50 et 4 abstentions - unissant l'ensemble
des groupes à l'exception de l'UDC que le postulat a été accepté. 37
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